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Biirgermeisteramt Dezernat 5
Bauamt
7901 Illerkirchberg Sachbearbeiter Herr Zeiler
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Ulm, 08.10.1992 E17

Bebauungsplan fiir das Gebiet "Schweineweide"
im Ortsteil Oberkirchberg

Die vom Gemeinderat Illerkirchberg am 27.08.1992 beschlossene Satzung iiber die
Aufstellung eines Bebauungsplans fiir das Gebiet "Schweineweide" im Ortsteil
Oberkirchberg wurde von der Gmeinde I1lerkirchberg mit Schreiben vom
30.09.1992, eingegangen beim Landratsamt am 01.10.1992, gem. § 11 Abs. 1
Baugesetzbuch angezeigt.

Eine Verletzung von Rechtsvorschriften wird vom Landratsamt nach § 11 Abs. 3
Baugesetzbuch nicht geltend gemacht.

MaBgebend ist der Lageplan mit Textteil des Architekten Julius HauBler,
I1lerkirchberg, vom 25.06.1992.

Nachdem die Art und das MaB der baulichen Nutzung, die lberbaubaren Grund-
stiicksflachen und die értlichen Verkehrsfldchen festgesetzt sind, enthdlt der
Bebauungsplan die Mindestfestsetzungen i.S.d. § 30 Baugesetzbuch.

Es wird gebeten, die Durchfilhrung des Anzeigeverfahrens gem. § 12 Baugesetz-

buch ortsiiblich bekanntzumachen und einen Nachweis hieriiber zu den Akten des
Landratsamts vorzulegen.

fex.

Reinhardt

Anlagen

1 Abschrift
1 Bebauungsplan mit Textteil
1 Bd. Akten

Verteiler
[Kreisbaumeister, 1 Bebauungsplan mit Textteil
Kreisplanungsamt, 1 Bebauungsplan mit Textteil
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Textteil zum Bebauungsplan

. Schweineweide*

1.0.0 Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1.0

111

1.1.2

1.2.0

1.2.1

1.2.2

(8 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom Marz 1987 und
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990

Art der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Ziff. 1 BauGB und 8§ 1 — 15 BauNVO)

WA  Allgemeines Wohngebiet (WA) gemal § 4 Abs. 2 BauNVO
(zugelassen zur Wohnnutzung).
Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden gemal® 8§ 1 Abs. 6 Nr. 1
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.
Offentliche Grunflache
Kinderspielplatz

Parkflache im Bereich der ,Kastanie”

Mald der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1, Ziff. 1 und 4 BauGB, 88 16 — 21 BauNVO und 8§ 73 Abs. 1 Nr. 7
LBO)

Zahl der Vollgeschosse (2)
(8 20 Abs. 1 BauNVO und § 2 Abs. 5 LBO):

Entsprechend dem Einschrieb in der Planzeichnung.

Gebaudehdhen (8 16 und 18 BauNVO und § 73 Abs. 1 Nr. 7 LBO)
Wohngebaude einschl. Garagen aulR3erhalb des Grenzabstandsbereiches:
Baugrundstuick 1/2/5/6/7:
Traufhohe (Schnittpunkt zwischen AulRenkante AulRenwand und OK

Dachhaut), gemessen von der festgesetzten Erdgeschol3fulibodenhthe
(EFH) darf 3,50 m nicht Uberschreiten.



1.2.3

1.3.0

13.1

1.3.2

1.3.3

Baugrundsttick 3/4/8/9:
Die untere Traufhhe (Gesimskonstruktion Unterkante) darf 2,75 m nicht
Uberschreiten. Die obere Traufhohe (Gesimskonstruktion Unterkante)
darf 5,50 m nicht Uberschreiten. Beide Hohen bezogen auf die
festgesetzte Erdgeschol3- fulBbodenhdhe (EFH).

Grenzgaragen bzw. Garagen im Grenzabstandbereich:
Gesamthohe darf 5,25 m, Trauthohe 2,75 m, nicht Uberschreiten
(Schnittpunkt zwischen Auf3enkante AuRenwand und OK Dachhaut).
Grenzbebauung entlang der einzelnen Nachbargrenzen darf 8,00 m und
insgesamt 14,00 m nicht Uberschreiten.

Grundflache (GRZ) (8§ 16 Abs. 2 Ziff. 1 und § 19 BauNVO)

Geschossflache (GFZ) (8 16 Abs. 2 ziff. 2 und § 20 BauNVO)
Je entsprechend dem Einschrieb in der Planzeichnung.

Bauweise
(8 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Wohngebaude
Festlegung gemaR § 22 Abs. 2 BauNVO
Offene Bauweise
Nur Einzelhauser zulassig,
nur Doppelhaus zulassig,
siehe jeweilige Nutzungsschablone.
Garagen
Als Grenzgaragen gem. LBO § 7,
und in ,Abweichender Bauweise" gem. Ziff. 1.2.2
Stellung der baulichen Anlagen (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Gemal3 den im Lageplan eingetragenen Firstrichtungsangaben. Neben-

firstrichtungen, die sich hdhenméaRig dem Hauptfirst unterordnen, sind
zulassig.



1.4.0

141

1.4.2

1.5.0

151

15.2

153

Nebenanlagen
(8 9 Abs. 1 Ziff. 4 BauGB und § 23 Abs. 5 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne von 8§ 14 Abs. 1 BauNVO sind in den nicht Uber-
baubaren Grundflachen nicht zuléssig.

Garagen und KFZ-Stellplatze (8 9 Abs. 1 Ziff. 4 BauGB)

Fiur jedes Haus sind mindestens 2 KFZ-Stellplatze einzurichten, weitere
nach der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums Uber die
Herstellung notwendiger Stellplatze vom 08.12.1986 bzw. deren
Anderung vom 24.05.1989 (VwV Stellplatze).

Garagen sind nur innerhalb der Uberbaubaren Flachen und nur mit
geneigten Dachern zulassig.

Bei Parallelanordnung der Garagen-Dachflachen zum Wohnhaus sind
gleiche Dachneigungen auszufiihren.

Dies gilt nicht fur die Baugrundstticke 3/4/8/9.

Mit den Garagen ist ein Abstand von o6ffentlichen Verkehrsflachen
(Stauraum) von mindestens 5,25 m einzuhalten. Die Absenkung von
Randsteinen und Gehwegen sowie sonstige straldenbautechnische
Malnahmen fur Garageneinfahrten werden gemafR dem ,Funktionsplan
zum Bebauungsplan“ angelegt. Ggf. gewiinschte Anderungen sind durch

die Gemeinde zu genehmigen und vom Antragsteller auf seine Kosten
herstellen zu lassen.

Verkehrsflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Wohnweg |
Hbhengleich ausgebaute Anliegerstral3e 4,5 m breit
Wohnweg Il
wie 1.5.1, 2,00 m breiter Ful3weg
Off. Parkplatze

Mit wassergebundener Oberflache oder ,Oberbodenverfugtem Pflaster”



1.6.0

1.7.0

1.7.1

1.7.2

1.8.0

1.9.0

Leitungsrecht
(8 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Trasse fur Entwasserungskanal von jeder Bebauung und tiefwurzelnden
Bepflanzungen freihalten.

Hohenlage der baulichen Anlage
(8 9 Abs. 2 BauGB)

Wohngebaude

Die Erdgeschol3fuBbodenhdhe (EFH) fur jedes Haus ist unter
Abstimmung auf das stark hangige Gelande und auf die Nachbar-
gebdude durch die Baubehdrde gemalR § 11 LBO festzulegen; im Falle
des Verfahrens nach der Baufreistellungsverordnung v. 26. April 1990
hat die Festlegung im Planungsverfahren im Einvernehmen mit der
Gemeinde zu erfolgen.

Garagen

Die ErdgeschofR3ful3bodenhdhe (EFH) - gemessen in der Einfahrtsachse -
darf max. 0,10 m dUber OK des abgesenkten Randsteines liegen. Die
Hohenlage von  nebeneinanderliegenden  Nachbargaragen ist
aufeinander abzustimmen.

Flachen fur Aufschiuttungen

(8 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
Larm- und Sichtschutzwall sid- und westlich bzw. 6stlich am Kinder-
spielplatz und den Baugrundstiicken 1 und 2 1,5 m hoch.

Flachen fir Anpflanzung und Erhaltung von Baumen und Strauchern

(8 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB und Abs. 6 BauGB)
Bepflanzung der Krone und der Aul3enseiten des Sicht- und Larm-
schutzwalles nach ziff. 1.8.0 und entlang der 6ffentl. Verkehrsflachen mit

heimischen Gehdlzen.

Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Schlof3strasse, Kastanie, der
offentl. Parkplatze, Kanstanie, und des Kinderspielplatzes, Linden.

Erhaltung der Kastanie auf der 6ffentlichen Griinflache.



1.10.1

2.0.0

2.1.0

211

2.1.2

MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschaft — Bodenschutz —
(8 9 Abs. 1 Nr. 20)

Der Boden ist in seiner Funktion als Ausgleichskdrper im Wasserkreislauf
weitgehend zu erhalten. Daher sind Hofzufahrten und PKW-Stellplatze mit
wasserdurchlassigen Beldgen (Rasengittersteine, oberbodenverfugtes Pflaster
usw.) zu befestigen.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(8 9 Abs. 4 BauGB / § 73 Abs. 6 LBO — Fassung vom 28. Nov. 1983)

Dacher
(8 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Wohngebaude
Baugrundsttick 1/2/5/6/7:

Sattel- und Walmdécher, Dachneigung 30° - 40°, rote und rotbraune
Dachziegel oder Betondachsteine.

Baugrundsttick 3/4/8/9:

Mansarddacher, Dachneigung tber dem EG 70° - 80°,

Uber dem OG 47° - 52°.

Gemal Anlage 1, diese ist Bestandteil des Bebauungsplanes.
Rote und rotbraune Dachziegel oder Betondachsteine.

Ausnahmen bezlglich des Dachdeckungsmaterials kénnen beim Einbau
von Sonnenkollektoren zugelassen werden.

Garagen

Sattel- und Walmdacher 30° - 40°
Rote und rotbraune Dachziegel oder Betondachsteine abgestimmt auf
das Hauptgebaude.



2.1.3

2.2.0

2.3.0

2.4.0

2.5.0

Dachaufbauten
Baugrundsttick 1/2/5/6/7:

Dachaufbauten sind nur auf Dachern mit mindestens 35° Dachneigung
und nur als Schleppgauben, mit einer Frontlange von max. 3,50 m,
einem Abstand von Giebelaul3enkante von mind. 1,25 m und einer HOhe
von OK Dachhaut des Hauptdaches zu OK Dachhaut der Gaube von
max. 1,30 m zulassig. Bei mehreren Gauben muss der Abstand
zwischen diesen mindestens einem Drittel der Gaubenbreite
entsprechen.

Baugrundsttick 3/4/8/9:

Als Schlepp- oder Giebelgauben mit einer Frontlange von max. 3,5 m,
mit einem Abstand von Giebelaul3enkante von mind. 1,25 m und einer
Traufh6he von OK Dachhaut von max. 1,30 m zulassig.

Aufschittungen und Abgrabungen
(8§ 73 Abs. Nr.1LBO)

Sind einschl. der geplanten Stitzmauer in den Genehmigungsplanen
darzustellen und genehmigungspflichtig.

Einfriedungen an dffentlichen Verkehrsflachen
(8 73 Abs. 1 Nr.5LBO)

Zulassig sind, sofern hier nicht eingeschrankt, bis zu einer Gesamthdhe
von 1,00 m Drahtzdune und Holzzaune mit Hecken oder dichter
Buschbepflanzung. Mit der Einfriedung ist ein Abstand von 0,25 m von
der offentl. Verkehrsflache einzuhalten.

Antennen
(8§ 73 Abs. 1 Nr. 3LBO)

AuBenantennen sind nicht zuldssig. Anschlussmoglichkeit an eine
Gemeinschaftsantennenanlage wird vorgesehen.

Stromversorgung
(8 73 Abs. 1 Ziff. 4)

Das Baugebiet wird mit einer Niederspannungs-Verkabelung versorgt.
Bei Ausfuhrung der Bauarbeiten ist eine Beschadigung durch
entsprechendes Vorgehen zu vermeiden.



Verfahrensvermerke

Die Gemeinde lllerkirchberg hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 7. Mai 1992 die
Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen. Der Beschluss ist gemald § 2 Abs. 1
BauGB am 15. Mai 1992 ortsublich durch das Mitteilungsblatt der Gemeinde
lllerkirchberg bekannt gemacht worden.

Die offentliche Unterrichtung der Blurger gemald 8 3 Abs. 1 BauGB fand am 20. Mai 1992
statt. Dabei wurde Gelegenheit zur AuRRerung und Erdrterung gegeben. Ort und Zeit der
Unterrichtung sind am 15. Mai 1992 bekannt gemacht worden.

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit Begrindung gemal 8 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom 20. Juli 1992 bis 20. August 1992 &ffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der
Auslegung sind am 10. Juli 1992 ortsublich durch das Mitteilungsblatt der Gemeinde
lllerkirchberg bekannt gemacht worden.

Die Gemeinde lllerkirchberg hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 27. August
1992 den Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan wurde dem Landratsamt Alb-Donau-Kreis am 30. September 1992
gemal § 11 Ab. 1 BauGB angezeigt. Das Landratsamt hat mit Erlass vom 08. Okt. 1992
erklart, dass keine Verletzung von Rechtsvorschriften geltend gemacht wird. Die
Durchfihrung des Anzeigeverfahrens ist gemal 8§ 12 BauGB am 13. Nov. 1992
ortsublich durch das Mitteilungsblatt der Gemeinde lllerkirchberg bekannt gemacht
worden.

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kratft.

lllerkirchberg, den 13. November 1992 gez. Lotter Burgermeister

Ausfertigungsvermerk
Ausgefertigt:

lllerkirchberg, den 28. September 1992 gez. Lotter Birgermeister






BEBAUUNGSPLAN "SCHWEINEWEIDE"

Gemeinde Illerkirchberg, Gemarkung Oberkirchberg

BEGRUNDUNG UND ERLAUTERUNG (§§ Abs. 8 BauGB)

L1

Erfordernis der Planung

Das Plangebiet soll aus stadtebaulichen Grinden und zur Schaffung

der Voraussetzungen fiir den Wohnungsbau als "Allgemeines Wohngebiet"
ausgewiesen werden. Zwar weist die Umgebung eine Besiedlung auf, eine
Bebauung nach § 34 BauGB (Zuldssigkeit von Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile) scheidet aber aus mehreren Grinden
aus. Zur Sicherstellung einer geordneten stddtebaulichen Entwicklung
und zur Schaffung der Grundlagen fiir die Grenzregelungen und der
notwendigen ErschlieBungsanlagen ist die Aufstellung eines Bebauungs-
planes erforderlich.

Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan ist aus dem Flachennutzungsplan entwickelt; das
Plangebiet ist dort als "Mischgebiet” dargestellt (§ 8 Abs. 2 BauGB).

Die Planung weist fiinf eingeschossige Einfamilienhauser, zwei zwei-
geschossige Doppelhduser, offentliche Grinflachen fur die Nutzung
als Kinderspielplatz und Parkanlage, Verkehrsfldchen fir die Ge-
bietserschlieBung und den ruhenden Verkehr (offentliche Parkplatze),
sowie die mit Leitungsrechten zu belastenden Flachen (offentlicher
Mischwasserkanal) aus.

Mit lockerer Einzelhausbebauung wird auf die Eigenart der Umgebung
im Norden, Westen und Siden eingegangen und damit die Integration

in die Umgebung erreicht.

Mit der zweigeschossigen Doppelhausbebauung (mit Mansarddach) werden
vorhandene Bauformen aus der SchloBstraBenbebauung aufgenommen.
(Gilt fur Baugrundsticke 3/4/8 und 9).

Siehe dazu auch Anlage -1- zum Bebauungsplan, diese ist Bestandteil
des Bebauungsplanes.

Die im Lageplan dargestellten Bauformen sind unverbindlich. Auf den
Baugrundstiicken 1 und 2 erlaubt die Gelandeform den Einbau von
Kellergaragen.



I11.

IV.

Raumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Plangebiet umfaBt eine Flache von 75 a.
Es wird begrenzt

im Norden: von den abzurundenden, iberwiegend mit
Nebengebduden bebauten, kleinteiligen °
Grundstiicken siidlich der BergstraBe

im Westen: vom FuBweg Flurstiick 265/8
im Suden: vom Weg Flurstiick 265

im Osten: von der SchloBstraPRe

Umweltvertrdaglichkeit

Nachteilige Auswirkungen auf die personlichen Lebensumstinde
sind nicht zu erwarten.

Zur Vermeidung einschrdnkender Forderungen gegeniiber den Betreibern
der bestehenden Turnhalle und der bestehenden AuBensportaniagen

bei sportlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Veranstaltungen
werden fiir die Einzelbaugrundstiicke entsprechende Grunddienstbar-
keiten bestellt. Aus dem Betrieb der o. a. Anlagen sind keine
wesentlich storenden Emissionen, insbesondere auch aufgrund ihrer
geringen Zahl, zu erwarten; der geplanten Sicht- und Lirmschutzwall
tragt auBerdem zur Verringerung der Lirmemission bei.

Auf die Einhaltung und Herausstellung der bewahrenswerten Kastanie
an der SchloBstraBe, die als eines Naturdenkmals wirdig einzu-
stufen ist, wird durch Ausweisung einer "Gffentlichen Griinflache"
besonderer Wert gelegt. Die offentlichen PKW-Parkpldtze in der

‘Umgebung der Kastanie erhalten wassergebundene Oberfliachen oder

“Oberbodenverfugtes Pflaster".

Auf die Ausarbeitung eines eigenen "Grinordnungsplanes" wurde ver-
zichtet, weil samtliche in Frage kommenden MaBnahmen fiir den eigent-
Tichen Bebauungsplan ohnehin zu entwickeln und dort darzustellen
waren.

ErschlieBung

Die verkehrsmaBige ErschlieBung erfolgt durch eine hthengleich ausge-
baute WohnstraBe von der SchloBstraBe aus mit Wendeplatte und einen
FuBweg zum FuBweg Flurstiick 265/8.



Die Wasserversorgung erfolgt durch den Zweckverband "Steinberg-
gruppe"”, die Stromversorgung durch die EVS iiber die Trafo-
Station "SchloBstraBe".

Mit der Kopfstation in Buch ist der Ortsteil Oberkirchberg ganz
verkabelt. Infolgedessen sind Fernseh- und Rundfunkantennen iiber
Dach aus ortsgestalterischen Griinden unzuldssig.

Die Abwasser-Entsorgung erfolgt durch einen Mischwasserkanal, der
z. T. Uber Privatgrundstiicke, auf denen eine mit Leitungsrechten
zu belastende Flache ausgewiesen ist, zur bestehenden Orts-
kanalisation in der BergstraRe. :

Eine Uiberschldgige Kostenermittlung ergibt folgende Summen:

StraBenbau ca. DM 100.000,--
Wasserversorgung ca. DM 50.000,--
Stromversorgung . ca. DM 25.000,--

Abwasserbeseitigung ca. DM 100.000,--
Uffentl. Parkpldtze L)
und offentl. Griinf]. ©2- DM 135.000,

Summe ca. DM 410.000,--

Es werden ErschlieBungsbeitrage sowie Wasser- und Entwasserungs-
beitrage nach den ortlichen Satzungen erhoben.

Vom ErschlieBungsaufwand nach dem BauGB tridgt die Gemeinde 10 %.
Die Kosten der Hausanschliisse fiir Wasser und Kanal sind durch
die Bauplatzerwerber zu ersetzen.

MaBnahmen,

die zur Verwirklichung des Bebauungsplanes alsbald getroffen werden
sollen:

Durchfiihrung der ErschlieBung.

Bodenordnende MaBnahmen sind nicht notwendig; private Grenzregelungen
bleiben hiervon unberiihrt.



VII. Rechtscharakter dieser Begriindung

Diese Begriindung wird dem Bebauungsplan - ohne Bestandteil
dessen zu sein - beigefiigt; sie hat damit keinen Rechts-
Charakter.

| i
111€¥Kirchbérg, den 25, 86, 92
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Lottey
Burgermeister



D
ALB-DONAU-KREIS AL
Gemeinde: I11lerkirchberg

~ Gemarkung: Oberkirchberg

BEBAUUNGSPLAN “SCHWEINEWEIDE®

/ ANLAGE 1
/ (siehe Textteil Ziffer 2.1.1)

47-52°[GEZ.49°)

; &3 )
= =S| DG
> +5.50
ﬂf LN \ |
o 70 - 80°
= (GEZ. 75°
S
(N
u—'f %

FFH !
-0.50
___________ N

MANSARDDACHER DER BAUGRUNDSTUCKE 3/4/8/9
PRINZIP-SCHNITT GEBARUDEKONTUR M 1:100

JULIUS HAUSSLER
FREIER ARCHITEKT

IM FALLE 26

7901 ILLERKRICHBERG



	137-02-014-00_Schweineweide_Festsetzungen_OKI
	Textteil zum Bebauungsplan
	„Schweineweide“
	Verfahrensvermerke
	Ausfertigungsvermerk

	(§ 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom März 1987 und 
	Art der baulichen Nutzung
	Maß der baulichen Nutzung
	Zahl der Vollgeschosse (Z) 
	(§ 20 Abs. 1 BauNVO und § 2 Abs. 5 LBO):
	Bauweise 
	(§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 


	Planungsrechtliche Festsetzungen

	137-02-014-00_Schweineweide_OKI
	137-02-014-00_Schweineweide_Begruendung

